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(Nr. 14323.) Geſetz über dringende Finanzmaßnahmen. Vom 6. April 1936. 
Das Staatsminiſterium hat das folgende Geſetz beſchloſſen: 


§ 1. 

Das Preußiſche Ausführungsgeſetz zum Finanzausgleichsgeſetz in der Faſſung der Befannt- 
machung vom 31. Juli 1930 (Geſetzſamml. S. 249), des Anderungsgeſetzes 1931 vom 24. März 
1931 (Geſetzſamml. S. 25), der Anderungsverordnung 1932 vom 8. April 1932 (Geſetzſamml. 
S. 161), der Verordnung zur Durchführung dringender Finanzmaßnahmen vom 18. März 1933 
(Geſetzſamml. S. 51), des Geſetzes über die Regelung verſchiedener Punkte des Staatsaufſichtsrechts 
vom 4. Oktober 1933 (Geſetzſamml. S. 366), des Geſetzes über dringende Finanzmaßnahmen vom 
17. März 1934 (Geſetzſamml. S. 155) und des Geſetzes über dringende Finanzmaßnahmen vom 
11. März 1935 (Geſetzſamml. S. 37) wird wie folgt geändert: 


1. § 6a erhält folgende Faſſung: 
S 6a. 

(1) Soweit die auf die Gemeinden und Landkreiſe entfallende Umſatzſteuer für 
das Rechnungsjahr den Betrag von insgeſamt 150 Millionen A.M nicht erreicht, iſt 
ſie aus dem Gemeindeanteil an der Einkommen- und Körperſchaftſteuer (§ 1) ent- 

ſprechend zu erhöhen. Der hierzu erforderliche Ergänzungsbetrag gilt nicht als 
Einkommen⸗ und Körperſchaftſteuerüberweiſung, ſondern als Umſatzſteuerüber⸗ 
weiſung. 

(2) Soweit die auf die Gemeinden und Landkreiſe de Umſatzſteuer für 
das Rechnungsjahr den Betrag von 150 Millionen AM überſchreitet, wird der 
Mehrbetrag dem nach § 39 a gebildeten Ausgleichsſtocke augeiübrt. 


2. a) Im § 13 Abſ. 2 Satz 1 werden die Worte „des bemendervtfbudes, erſetzt durch die 
Worte „des Bürgermeiſters“. 


b) § 13 erhält folgenden bj: 3 : 
(3) Sind Gemeinden nach dem 1. Januar 1935 aus unbewohnten Teilen 
beſtehender Gemeinden (Gutsbezirke) oder gemeindefreien Grundſtücken neu gebildet 
worden und ſtehen für fie die Wohnbevölkerungszahlen der letzten amtlichen Volts- 
zählung noch nicht zur Verfügung, jo findet die Vorſchrift des Abſ. 2 mit der 
Maßgabe Anwendung, daß bis zur nächſten amtlichen Volkszählung für die Be— 
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rechnung des Kopfbetrags der auf die neu gebildeten Gemeinden entfallenden Über⸗ 
weiſungen die entſprechenden Zahlen derjenigen Perſonenſtandsaufnahme zugrunde 
zu legen ſind, die in dieſen Gemeinden. erſtmalig durchgeführt worden iſt. Auf 
Antrag des Bürgermeiſters kann der Miniſter des Innern beſtimmen, daß in dieſen 
Gemeinden der Kopfbetrag bis auf den Durchſchnittskopfbetrag der Gemeinden bis 
zu 500 Einwohnern des betreffenden Landkreiſes erhöht wird. 


3. § 21 Abſ. 1 Satz 1 erhält folgende Faſſung: 

Inſoweit die Reichsſteuerüberweiſungen ſowie die ſonſtigen Einnahmen eines 
Landkreiſes ſeinen Bedarf nicht decken, iſt die Deckung durch Erhebung einer Kreis⸗ 
umlage in Hundertſätzen der an ſeine ſämtlichen Gemeinden (Gutsbezirke) für das 
Rechnungsjahr fallenden Überweiſungen aus der Reichseinkommen⸗ und Körper⸗ 
ſchaftſteuer, der in ſeinen Gemeinden im Rechnungsjahr aufkommenden Bürger⸗ 
ſteuer nach dem Reichsſatz und der in dieſen vom Staate veranlagten Realſteuern 
zu bewirken, wie ſie in Gemeinden nach den Vorſchriften des Kommunalabgaben— 
rechts der Gemeindebeſteuerung zugrunde zu legen und in Gutsbezirken gemäß § 13 
des Kreis- und Provinzialabgabengeſetzes für die Unterverteilung zu veranlagen ſind. 


4. 8 27 erhält folgenden Abſ. 2: 

(2) Der auf die Träger der Straßenbaulaſt für die Landſtraßen I. Ordnung 
und für die Ortsdurchfahrten im Zuge dieſer Straßen ſowie im Zuge von Reichs⸗ 
ſtraßen nach Abſ. 1 entfallende Anteil erhöht ſich um den Betrag, den das Land 
Preußen aus dem nach Artikel 2 Abſ. 2 des Zweiten Geſetzes zur Anderung des 
Kraftfahrzeugſteuergeſetzes vom 28. Februar 1935 (Reichsgeſetzbl. 1 S. 313) gebildeten 
Ausgleichsſtock erhält. ER i i, 


cor 5828 erhält folgende Faſſung: 

bue § 28. 

) Der auf die Träger der Straßenbaulaſt für die Landſtraßen J. Ordnung 
und für die Ortsdurchfahrten im Zuge dieſer Straßen ſowie im Zuge von Reichs- 
ſtraßen nach § 27 entfallende Anteil wird auf die im S 10 bezeichneten Landesteile 
unter Zugrundelegung folgender Hundertſätze verteilt: 
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(2) Die im Abf. 1 bezeichneten Landesteile haben ihre Gemeinden, ſoweit dieſe 

i Träger der Straßenbaulaſt für Ortsdurchfahrten im Zuge von Reichsſtraßen und 
Landſtraßen J. Ordnung find, entſprechend dem Verhältniſſe der von ihnen zu unter⸗ 
haltenden Straßenſtrecken zu der für den betreffenden Landesteil ermittelten Geſamt— 
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länge des Straßennetzes I. Ordnung einſchließlich der Ortsdurchfahrten im Zuge 
dieſer Straßen und der Reichsſtraßen an ihrem Anteile zu beteiligen. 

(3) Der auf die Träger der Straßenbaulaſt für die Landſtraßen II. Ordnung 
und für die Ortsdurchfahrten im Zuge dieſer Straßen nach § 27 Abſ. 1 entfallende 
Anteil wird auf die Stadt- und Landkreiſe mit Ausnahme der Stadt Berlin unter 
Berückſichtigung der Straßenlänge unterverteilt. Die Landkreiſe haben ihre kreis⸗ 
angehörigen Gemeinden, ſoweit dieſe Träger der Straßenbaulaſt für Ortsdurchfahrten 
im Zuge von Landſtraßen II. Ordnung ſind, entſprechend dem Verhältniſſe der von 
ihnen zu unterhaltenden Straßenſtrecken zu der für den betreffenden Landkreis 

ermittelten Geſamtlänge des Straßennetzes II. Ordnung einſchließlich der Orts- 
durchfahrten zu beteiligen. 


6. § 28 a erhält folgende Faſſung: 
§ 28 a. 
Das letzte Drittel der in den SS 5, 10 den Provinzen (Bezirks- und Landes⸗ 
kommunalverbänden) zugewieſenen Dotationen wird auf dieſe unter Zugrundelegung 
der im § 28 Abſ. 1 feſtgeſtellten Hundertſätze verteilt. 


7. § 29 wird geſtrichen. 


8. § 30 Abſ. 1 Satz 1 erhält folgende Faſſung: 

Inſoweit die Reichsſteuerüberweiſungen ſowie die ſonſtigen Einnahmen der im 
§ 8 Abſ. 3 bezeichneten Provinzen (Bezirksverbände) ihren Bedarf nicht decken, iſt die 
Deckung durch Erhebung einer Provingial- (Bezirks-) Abgabe in Hundertſätzen der an 
ihre ſämtlichen Stadt⸗ und Landkreiſe, einſchließlich der dieſen letzteren angehörigen 
Gemeinden (Gutsbezirke), für das Rechnungsjahr fallenden Überweiſungen aus der 
Reichseinkommen⸗ und Körperſchaftſteuer, der in ihren Stadt- und Landkreiſen im 

Rechnungsjahr aufkommenden Bürgerſteuer nach dem Reichsſatz und der in dieſen 
von dem Staate veranlagten Realſteuern zu bewirken, wie ſie in Gemeinden nach 
den Vorſchriften des Kommunalabgabenrechts der Gemeindebeſteuerung zugrunde zu 
legen und in Gutsbezirken gemäß § 13 des Kreis- und Provinzialabgabengeſetzes für 

die Unterverteilung zu veranlagen ſind. 


9. § 39 erhält folgende Faſſung: 
§ 39. 

Von dem Gemeindeanteil an der Hauszinsſteuer erhalten die Stadt- und Land⸗ 
kreiſe drei Zwanzigſtel nach Maßgabe des örtlichen Aufkommens; der Reſt wird nach 
Abzug eines Betrags von 100 Millionen AM auf die Stadt- und Landkreiſe nach 
Maßgabe der einfachen Bevölkerungszahl (§ 11 Abſ. 2) verteilt. Lag in einem Stadt⸗ 
oder Landkreis am 30. September 1935 die Zahl der laufend bar in offener Fürſorge 
unterſtützten Parteien von Klein- und Sozialrentnern ohne Gleichgeſtellte über der 
dem Landesdurchſchnitt entſprechenden Vergleichszahl des Stadt- oder Landkreiſes, 
ſo wird für das Rechnungsjahr 1936 der hundertfache Unterſchied beider Zahlen der 
Bevölkerungszahl des Stadt- oder Landkreiſes zugeſchlagen. Die beteiligten Miniſter 
beſtimmen, nach welchen Grundſätzen die Zahl der unterſtützten Parteien zu berechnen 
iſt. Der Betrag, der danach auf die Stadt- und Landkreiſe nicht verteilt wird, wird 
einem Ausgleichsſtocke (§ 39 a) zugeführt. 


10. Hinter § 39 wird folgender § 39 a eingefügt: 


§ 39 a. 5 
(1) Bis zur Neuregelung des Finanz- und Laſtenausgleichs zwiſchen dem Lande 
Preußen und ſeinen Gemeinden und Gemeindeverbänden wird ein Ausgleichsſtock 
gebildet. u , 
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(2) Aus den Mitteln des Ausgleichsſtocks wird vorweg der Betrag an die Landes⸗ 
ſchulkaſſe abgeführt, der erforderlich ijt, damit die Schulverbände nur ſoviel Schul⸗ 
ſtellenbeiträge zu zahlen brauchen, wie ſich bei einer Herabſetzung der für die Be⸗ 
rechnung des Staatsbeitrags maßgebenden Meßzahl (§ 42 des Volksſchullehrer⸗ 
beſoldungsgeſetzes) von 60 auf 50 ergeben würden. Die Mittel des Ausgleichsſtocks 
werden ferner zur Förderung des Volksſchulbauweſens gemäß $ 22 des Volksſchul⸗ 
unterhaltungsgeſetzes eingeſetzt. Im übrigen werden dieſe Mittel durch den Miniſter 
des Innern im Einvernehmen mit dem Finanzminiſter zugunſten der Gemeinden und 
Gemeindeverbände verwendet, um die ordnungsmäßige Erfüllung der pflichtmäßigen 
Aufgaben bei ſolchen Gemeinden und Gemeindeverbänden ſicherzuſtellen, die durch 
Wohlfahrtsausgaben erheblich belaſtet ſind oder ſich ſonſt in einer Notlage befinden, 
der durch den geltenden Finanz- und Laſtenausgleich nicht entſprechend Rechnung 
getragen wird. 

(3) Dem Ausgleichsſtocke fließen zu: 

1. die noch nicht verteilten Einkommen⸗ und Körperſchaftſteuerüberweiſungen aus 
dem Rechnungsjahre 1934, 

2. die Beträge, die nach $ 6a und $ 39 Satz 4 aus den Umſatzſteuer⸗ und Haus⸗ 
zinsſteueranteilen der Gemeinden und Gemeindeverbände abzuführen ſind, 

3. die Mehrbeträge der Gemeindeanteile, die ſich daraus ergeben, daß für das 
Rechnungsjahr 1935 und die folgenden Rechnungsjahre die Gemeindeanteile aus 
der Einkommen⸗ und Körperſchaftſteuer nach höheren Landesanteilen errechnet 
werden, als ſie ſich aus den im § 1 des Zweiten Geſetzes zur Anderung des 
Finanzausgleichs vom 30. März 1936 (Reichsgeſetzbl. 1 S. 315) für die 
ungekürzte Überweiſung der Länderanteile feſtgeſetzten Grenzen ergeben. Das 
gleiche gilt für die nach § 5 den Provinzen (Bezirksverbänden) und Landkreiſen 
zuſtehenden Dotationen, ſoweit ſie nach einem höheren Landesanteil errechnet 
werden, als er ſich aus den im vorſtehenden Satze genannten Grenzen ergibt. 


11. In den $$ 11, 12, 14 und 16 tritt an die Stelle der Zahl „1935“ die Zahl „1936“. 
Ferner treten im $ 11 Abſ. 4 an die Stelle der Zahl „1934“ die Zahl „1935“ und im 
$ 16 an die Stelle der Zahl „1936“ die Zahl „1937“. 


12. Im 8 59 wird die Zahl „1936“ durch die Zahl „1937“ erſetzt. 


§ 2. 
Wo in Geſetzen und Verordnungen auf das Preußiſche Ausführungsgeſetz zum Finanz⸗ 
ausgleichsgeſetz Bezug genommen iſt, tritt an Stelle dieſes Geſetzes in der bisherigen Faſſung das 
Geſetz in der neuen Faſſung. 


§ 3. i 
Im Artikel 1 $ 2 Abſ. 2 Satz 1 der Hauszinsſteuerverordnung vom 9. März 1932 (Geſetz⸗ 
ſamml. S. 114) in der Faſſung des Artikels 1 § 2 des Geſetzes über dringende Finanzmaßnahmen 
vom 17. März 1934 (Geſetzſamml. S. 155) und des Abſchnitts TS 1 des Geſetzes über dringende 
Finanzmaßnahmen vom 11. März 1935 (Geſetzſamml. S. 37) tritt an die Stelle der Zahl „1935“ 
die Zahl „1936“. 
§ 4. 
§ 4 Uj. 1 Satz 3 der Gewerbeſteuerverordnung in der Faſſung der Bekanntmachung vom 
15. März 1927 (Geſetzſamml. S. 21), des Artikels I des Geſetzes zur Anderung des Geſetzes über die 
Regelung der Gewerbeſteuer für das Rechnungsjahr 1930 vom 9. Dezember 1930 (Geſetzſamml. 
S. 291) und des § 5 des Geſetzes über dringende Finanzmaßnahmen vom 17. März 1934 (Geſetz⸗ 
ſamml. S. 155) erhält folgende Faſſung: 8 
Zu den freien Berufen im Sinne dieſes Geſetzes gehören insbeſondere die unter⸗ 
richtende oder erzieheriſche Tätigkeit, die Berufstätigkeit der Arzte und Rechtsanwälte, der 
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Ingenieure, der Architekten, der Handelschemiker, der Heilkundigen, der Zahntechniker, der 
Landmeſſer, der Wirtſchaftsprüfer, der Steuerberater, der Buchſachverſtändigen und ähn⸗ 
licher Berufe. 


§ 5. 
In das Geſetz zur Ergänzung der Abgabengeſetze vom 25. November 1926 (Geſetzſamml. 
S. 310) in der Faſſung des Geſetzes über die Verlängerung der Geltungsdauer und die Anderung 
von Steuergeſetzen vom 22. Dezember 1934 (Geſetzſamml. S. 465) und des Geſetzes über das Auf- 
kommen aus den Säumniszuſchlägen bei Staatsſteuern vom 25. Januar 1935 (Geſetzſamml. S. 9) 
wird hinter § 2 folgender $ 3 eingefügt: 


§ 3. 

Wird die Zahlung eines nach dem Kommunalabgabengeſetz oder dem Fluchtlinien⸗ 
geſetze geſchuldeten Beitrags geſtundet, fo find für die Dauer der Stundung Zinſen zu 
entrichten, deren Höhe die Miniſter des Innern und der Finanzen beſtimmen. Die für 
die Bewilligung der Stundung zuſtändige Stelle kann zur Vermeidung unbilliger Härten 
von der Erhebung der Stundungszinſen ganz oder teilweiſe abſehen. 


§ 6. 
Das Geſetz, betreffend die Unterhaltung der öffentlichen Volksſchulen, vom 28. Juli 1906 
(Geſetzſamml. S. 335) wird wie folgt geändert: 


1. § 14 erhält folgende Faſſung: 
§ 14. 

(1) Die Landkreiſe find verpflichtet, eine Schulbaurücklage anzuſammeln und 
verzinslich anzulegen. Die jährliche Zuführung beträgt 100 AM je Schulſtelle nach 
dem Stande vom 15. November vor Beginn des Rechnungsjahrs. 

(2) Der Miniſter für Wiſſenſchaft, Erziehung und Volksbildung wird ermächtigt, 
die Höhe der jährlichen Zuführung im Einvernehmen mit dem Miniſter des Innern 
und dem Finanzminiſter vorübergehend herabzuſetzen. 


2. § 15 erhält folgende Faſſung: 


§ 15. 
Die Mittel zur Anſammlung der Schulbaurücklage werden durch Kreisumlage 
aufgebracht. 
3. § 16 erhält folgende Faſſung: 
§ 16. 


(1) Der Kreis gewährt den Schulverbänden aus der Schulbaurücklage Beihilfen 
zur Beſtreitung der Koſten von Volksſchulbauten, die nicht zu den laufenden kleineren 
Inſtandſetzungen gehören. o 

(2) Die Beihilfe wird nach der Dringlichkeit des Baubedürfniſſes und unter 
Berückſichtigung der finanziellen Lage des Schulverbandes bewilligt. Die Bewilligung 
bedarf der Zuſtimmung des Regierungspräſidenten. 

(3) Der Beihilfebetrag kann ganz oder teilweiſe als verzinsliches Darlehen 
gewährt werden. 


4. § 22 erhält folgende Faſſung: 
§ 22. 

Zur weiteren Förderung des Volksſchulbauweſens wird aus dem gemeind⸗ 
lichen Ausgleichsſtocke (§ 39a des Preußiſchen Ausführungsgeſetzes zum Finanz⸗ 
ausgleichsgeſetz) eine Beihilfe in Höhe der Hälfte der nach $ 16 für das einzelne 
Bauvorhaben zu bewilligenden Beihilfe gewährt. § 16 Abſ. 3 gilt entſprechend. 
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§ 7. 

Artikel III § 2 der Verordnung zur Abänderung des Volksſchullehrer-Dienſteinkommens⸗ 
geſetzes, des Mittelſchullehrer⸗Dienſteinkommensgeſetzes und des Volksſchulunterhaltungsgeſetzes 
vom 24. November 1923 (Geſetzſamml. S. 511) wird aufgehoben. 


§ 8. 

Das Geſetz über die Dienſtbezüge der Lehrer und Lehrerinnen an den öffentlichen Volks⸗ 
ſchulen (Volksſchullehrerbeſoldungsgeſetz)b vom 1. Mai 1928 (Geſetzſamml. S. 125) in der Faſſung 
der Verordnung zur Ergänzung der Erſten und Zweiten Sparverordnung vom 14. März 1932 
(Geſetzſamml. S. 123) und der Verordnung zur Durchführung dringender Finanzmaßnahmen vom 
18. März 1933 (Geſetzſamml. S. 51) wird wie folgt geändert: 


1. Im $ 41 Abſ. 3 tritt an die Stelle der Zahl „11“ die Zahl „10°. 
2. Im 8 42 treten an die Stelle der Worte „am 1. Februar“ die Worte „am 15. November“. 
3. § 45 Abſ. 4 Buchſtabe à erhält folgende Faſſung: 

a) Schulſtellen, für die weder der Staatsbeitrag gezahlt wird noch ein Ausgleich gemäß 
§ 39 a Abſ. 2 des Preußiſchen Ausführungsgeſetzes zum Finanzausgleichsgeſetz 
ſtattfindet; 

§ 9. 


(1) Die Vorschrift des $ 4 gilt erſtmalig für die Veranlagung zur Gewerbeſteuer für das 
Rechnungsjahr 1936. 


(2) Die Vorſchriften des § 8 Ziffer 1 und 2 treten mit Wirkung vom 1. April 1937, die 
übrigen Vorſchriften dieſes Geſetzes mit Wirkung vom 1. April 1936 in Kraft. 


§ 10. 
Die beteiligten Miniſter erlaſſen die zur Durchführung und Ausführung dieſes Geſetzes 
erforderlichen Rechtsverordnungen und allgemeinen Verwaltungsvorſchriften. 


Berlin, den 6. April 1936. 


(Siegel.) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Göring. Bo pis. Ruſt. Frick. 


Im Namen des Reichs verkünde ich für den Führer und Reichskanzler das vorſtehende 
Geſetz, dem die Reichsregierung ihre Zuſtimmung erteilt hat. 
Berlin, den 6. April 1936. 


Der Preußiſche Miniſterpräſident. 
Göring. 
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(Nr. 14324.) Geſetz zur Anderung des Polizeikoſtengeſetzes vom 2. Auguſt 1929 (Geſetzſamml. S. 162). 
b Vom 8. April 1936. 


Das Staatsminiſterium hat das folgende Geſetz beſchloſſen: 


te. 
Das Polizeikoſtengeſetz vom 2. Auguſt 1929 (Geſetzſamml. S. 162) wird wie folgt geändert: 
Hinter § 6 wird folgender Paragraph eingefügt: 


§ 6a. 

(1) An Orten mit ftaatlicher Polizei haben die dem öffentlichen Verkehre dienenden Unter- 
nehmen mit Ausnahme der Reichsbahn und der Reichspoſt die ftaatlichen Polizeivollzugsbeamten und 
die im Außendienſt tätigen Angehörigen der Preußiſchen Geheimen Staatspolizei, gegebenenfalls mit 
ihren Dienſthunden, wenn ſie ſich im Dienſte befinden, nach näherer Beſtimmung des Miniſters 
des Innern auf den regelmäßig verkehrenden Beförderungsmitteln innerhalb des Dienſtbereichs der 
Polizeiverwaltung oder innerhalb des Dienſtſitzes der Staatspolizeiſtelle gegen Zahlung eines 
Jahrespauſchbetrags aus der Staatskaſſe zu befördern. 

(2) Unter Zugrundelegung der Durchſchnittsſtärke der ſtaatlichen Vollzugspolizei einſchließlich 
der Geheimen Staatspolizei im Rechnungsjahr 1936 wird der Jahrespauſchbetrag auf 1 280 000 RA 
feſtgeſetzt. Er wird in vierteljährlichen Raten im voraus an die Verkehrsunternehmen anteilmäßig 
gezahlt. Bei Anderungen der Durchſchnittsſtärke der ſtaatlichen Vollzugspolizei gegenüber der des 
Rechnungsjahrs 1936 um mehr als 10 v. H. kann der Miniſter des Innern die Jahrespauſchſumme 
entſprechend erhöhen oder herabſetzen. 


Artikel 2. 
Dieſes Geſetz tritt am 1. April 1936 in Kraft. 


Berlin, den 8. April 1936. 


(Siegel.) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Göring. Frick. 


Im Namen des Reichs verkünde ich für den Führer und Reichskanzler das vorſtehende Geſetz, 
dem die Reichsregierung ihre Zuſtimmung erteilt hat. 


Berlin, den 8. April 1936. 


Der Preußiſche Miniſterpräſident. 
Göring. 
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(Nr. 14325.) Zwölfte Verordnung über Wohnſiedlungsgebiete. Vom 23. März 1936. 


Auf Grund der $$ 1 und 14 des Geſetzes über die Aufſchließung von Wohnſiedlungsgebieten 
vom 22. September 1933 (Reichsgeſetzbl. I S. 659) wird folgendes beſtimmt: 


Zu Wohnſiedlungsgebieten im Sinne des § 1 des Geſetzes über die Aufſchließung von Wohn⸗ 
ſiedlungsgebieten vom 22. September 1933 (Reichsgeſetzbl. I S. 659) werden erklärt 


I. aus dem Regierungsbezirke Gumbinnen und zwar 
1. aus dem Landkreis Angerburg 
die Gemeinden: 


Stadt Angerburg 
Kehlen 

Ogonken 
Prinowen 
Stullichen 
Thiergarten 


2. aus dem Landkreiſe Gumbinnen 
die Gemeinden: 


Balberdszen Meſchkeningken 
Blecken Naujeningken 

r Dauginten Preußendorf (Ditpr.) 
Friedrichsfelde Sadweitſchen 
Gertſchen Schunkern 
Stadt Gumbinnen Skardupchen 
Kailen Sodeiken 
Kallnen Stannaitſchen 
Kulligkehmen Szameitſchen 
Kuttkuhnen Szublauken 
Lenglauken Thuren 
Luſchen Wilkoſchen 


3. aus dem Landkreiſe Niederung 
die Gemeinden: 


Adlig Linkuhnen Köllmiſch Linkuhnen 
Baltruſcheiten, Kſp. Heinrichswalde Leitwarren 
Bartſcheiten Neukirch 

Brittanien Palinkuhnen 
Bürgerhuben Selſeningken 
Heinrichswalde Ziegelberg 
Klemenswalde 


4. aus dem Landkreiſe Treuburg 
die Gemeinden: 


Albrechtsfelde 


Babken, Kp. Treubug 


Dullen 
Jaſchken 
Klein Oletzko 
Krupinnen 


5. der Stadtkreis Inſterburg; 


Kukowen 
Lengowen 
Mooſznen 
Seedranken 
Stadt Treuburg 
Wielitzken 
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II. aus dem Regierungsbezirke Weſtpreußen 
und zwar 


1. aus dem Landkreis Elbing 
die Gemeinden: 
Dambitzen 
Damerau 
Drewshof 
Groß Röbern 
Grunau Höhe 
Kraffohlsdorf 

Lärchwalde 


2. aus dem Landkreiſe Marienwerder 
die Gemeinden: 
Baldram 
Kurzebrack 
Mareeſe 
Stadt Marienwerder 
Neuhöfen 
Oberfeld 
Roſpitz 


3. aus dem Landkreiſe Roſenberg i. Weſtpr. 
die Gemeinden: 
Stadt Deutſch Eylau 
Finckenſtein 
Grasnitz 
Luiſenſeegen 
Neudorf 
Rahnenberg 


Stadt Rieſenburg 
Rieſenkirch 

Rieſenwalde 

Roſenau 

Stadt Roſenberg i. Weſtpr. 
Stein. 


Dieſe Verordnung tritt mit dem 5. April 1936 in Kraft. 


Berlin, den 23. März 1936. 


Der Reichs⸗ und Preußiſche Arbeitsminiſter. 


In Vertretung: 


Krohn. 


(Nr. 14326.) Polizeiverordnung zur Bekämpfung der Schwarzarbeit. Vom 26. März 1936. 


Auf Grund des Polizeiverwaltungsgeſetzes vom 30. Juni 1931 (Geſetzſamml. S. 77) in 
der Faſſung des Artikels X Ziffer 1 der Verordnung vom 17. März 1933 (Geſetzſamml. S. 43) 
wird für das Land Preußen folgende Polizeiverordnung erlaſſen: 


See 


Wer Perſonen, von denen er weiß oder wiſſen muß, daß ſie Erwerbsloſen- oder Wohlfahrts- 
unterſtützung beziehen, gegen Entgelt beſchäftigt, wird mit Geldſtrafe bis zu 150 ALM, in beſonders 
ſchweren Fällen mit Haft bis zu zwei Wochen beſtraft. Dieſe Beſtimmungen gelten nicht, ſofern 
Perſonen beſchäftigt werden, die dem Arbeitgeber von einem Arbeitsamte zugewieſen ſind oder 
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deren Beſchäftigung der Arbeitgeber dem zuſtändigen Arbeitsamt unter Angabe des vereinbarten 
Lohnes angezeigt hat. 
8 2. 
Dieſe Polizeiverordnung tritt am Tage nach ihrer Veröffentlichung in Kraft und am 1. April 
1938 außer Kraft. Die Polizeiverordnung zur Bekämpfung der Schwarzarbeit vom 17. März 1934 
(Geſetzſamml. S. 166)/14. April 1934 (Geſetzſamml. S. 251) wird aufgehoben. 


Berlin, den 26. März 1936. 


Der Reichs⸗ und Preußiſche Miniſter des Innern. 
In Vertretung: 


Grauert. 


(Nr. 14327.) Verordnung über Befreiungen bei der Lohnſummenſteuer. Vom 30. März 1936. 

Auf Grund des $ 10 Abſ. 1 der Gewerbeſteuerverordnung in der Faſſung des $ 7 des 
Geſetzes über dringende Finanzmaßnahmen vom 17. März 1934 (Geſetzſamml. S. 155) wird 
folgendes verordnet: 

8 1. 


Für die Berechnung der Lohnſummenſteuer bleiben 
1. für die Zeit vom 1. April 1934 ab 
a) Jubiläumsgeſchenke 
b) Heiratsbeihilfen 
c) Geburtsbeihilfen, 
2. für die Rechnungsjahre 1934 und 1935 
Weihnachtsgeſchenke, 
3. für das Rechnungsjahr 1935 
die Sonderzahlungen (Zehrgelder) zum Tage der nationalen Arbeit 
dann außer Betracht, wenn ſie nicht zum lohnſteuerpflichtigen Arbeitslohn gehören. 


§ 2. 

Wenn abweichend von der Vorſchrift des $ 1 die Lohnſummenſteuer gezahlt worden ijt oder 
die Steuergrundbeträge durch Veranlagung feſtgeſetzt worden ſind, ſo iſt auf Antrag des Steuer⸗ 
pflichtigen eine Veranlagung vorzunehmen oder die Veranlagung zu berichtigen. 

Der Antrag kann nur bis zum 30. Juni 1936 geſtellt werden. 


Berlin, den 30. März 1936. 


Zugleich im Namen des Reichs⸗ und Preußiſchen 
Miniſters des Innern 
und des Reichs⸗ und Preußiſchen Wirtſchaftsminiſters: 


Der Preußiſche Finanzminiſter. 
Popitz. 
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